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ZWEITER TEIL 

I.  Die Neustrukturierung der globalen Einflußsphären nach 1945. Gründung 

der beiden deutschen Teilstaaten 1949 – Integration der Bundesrepublik in 

die „Europäischen Gemeinschaften“ (EG). Die DDR wird Teil des  

„Rats für Gegenseitige Wirtschaftshilfe“ (RGW) 

1.  Staatsordnung und Wirtschaftsordnung der Vereinigten Staaten  

von Amerika und der Sowjetunion als Führungsmächte  

in der bipolaren Welt nach 1945 

Staatsordnung, Rechtssystem und Wirtschaftsordnung der Vereinigten Staaten 

von Amerika und der Sowjetunion sollen kurz skizziert werden, um die fundamen-

talen Unterschiede der beiden Führungsmächte sichtbar zu machen. 

Vereinigte Staaten von Amerika: 

Beeinflußt vom Gedankengut der europäischen Aufklärung erklärten die Kolo-

nien schließlich am 04.07.1776 ihre Unabhängigkeit. 

Entstehung der Verfassung: Die Idee des Verfassungsstaates, der durch ge-

schriebenes, von der Souveränität des Volkes getragenes Grundgesetz konstituiert 

wird, und in dem alle Staatsgewalt nur nach Maßgabe und in den Grenzen der Ver-

fassung ausgeübt werden darf, ist erstmals in Amerika verwirklicht worden. 

Struktur der Bundesverfassung:  

Föderalismus. Ziel der Amerikaner war die Entwicklung einer Bundesform, die 

einerseits die Gliederstaaten nicht entmachtet, andererseits eine genügend starke 

Zentralgewalt für alle Aufgaben sicherte, die von den einzelnen Staaten nicht ef-

fektiv wahrgenommen werden konnten. 

Demokratie: In den USA hat die repräsentative Demokratie auf allen Ebenen 

von Beginn an als die einzig legitime Regierungsform gegolten. Ihre Kennzeichen 

sind die Volkssouveränität und die Ausübung der Staatsgewalt durch auf Zeit ge-

wählte Vertreter des Volkes. Der Kongreß als Legislativ- und der Präsident als Exe-

kutivorgan des Bundes gehen aus periodischen Volkswahlen hervor, die dem Mo-

dell des relativen Mehrheitswahlsystems folgen. Sie sind insofern dem Volk gegen-

über periodisch politisch verantwortlich. Die Richter nehmen aus rechtsstaatlichen 

Gründen einen Sonderstatus ein. 

Rechtstaatlichkeit. Der Gedanke, daß das Recht herrschen müsse, nicht der 

Mensch, ist in den USA tief verwurzelt. Der Vorrang des Rechts vor politischer 

Macht und persönlicher Willkür wird auf vielfältige Weise zu gewährleisten, die 

Staatsgewalt sorgsam zu umgrenzen (limited government) versucht. 

Institutionelle Vorkehrungen gegen Machtmißbrauch schafft neben Föderalis-

mus v. a. ein ausgeklügeltes System der horizontalen Gewaltenteilung im Bund wie 
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in Mitgliedsstaaten: Gesetzgebung, Vollziehung und Gerichtsbarkeit werden ver-

schiedenen Organen zugeordnet, die sich gegenseitig kontrollieren und ausbalan-

cieren (checks and balances). Vollziehende Gewalt und Rechtsprechung sind an die 

Gesetze gebunden. Die Exekutive bedarf zu Eingriffen in Leben, Freiheit und Ei-

gentum einer gesetzlichen Grundlage. 

Die Richter sind unabhängige Wächter über die Verfassungs- und Gesetzmä-

ßigkeit der Amtsführung der anderen Organe. Auf Bundesebene und in vielen 

Gliedstaaten werden sie zur Wahrung ihrer Unabhängigkeit auf Lebenszeit ernannt 

und können nur wegen schwerer Straftaten amtsenthoben werden (impeachment). 

Die Bundesrichter werden vom Präsidenten nominiert und vom Senat bestätigt. Ei-

nige Staaten kennen eine Richterwahl auf Zeit. 

Judikative. Bund wie Gliedstaaten besitzen eine voll ausgebaute mehrstufige 

Gerichtsbarkeit, wobei die Rechtsprechungskompetenz bei den Gliedstaaten liegt. 

Wenn die Bundesverfassung nicht ausnahmsweise die Bundesgerichte für zustän-

dig erklärt. 

Die Rechtsordnung besteht aus dem Bundesrecht, dem Recht des District of 

Columbia (mit der Hst. Washington), den Rechtsordnungen der 50 Gliedstaaten so-

wie denen der „territories“ (z. B. Puerto Rico). Die Verteilung der Rechtssetzungs-

kompetenzen durch die Bundesverfassung bewirkt, daß die Kernmaterien des 

Rechts (Zivil-, Handels-, Gesellschafts-, Straf- und Prozeßrecht) weitgehend glied-

staatlich geregelt sind. Da die Gliedstaaten in sehr enger Verbindung zueinander 

stehen, kommt es häufig zu grenzüberschreitenden Sachverhalten, bei denen das 

Kollisionsrecht festlegt, nach welcher gliedstaatlichen Rechtsordnung ein Streitfall 

zu entscheiden ist.1 

Wirtschaftsordnung: Der Staat, insbesondere die Bundesregierung, soll sich je-

des Eingriffs in die Wirtschaft enthalten, wenn es nicht im Interesse der Wohlfahrt 

oder der Sicherheit des Landes dringend erforderlich ist. 

Eigentum: Privateigentum an den Produktionsmitteln und auf dem Leistungs-

prinzip beruhende Lohnarbeit.2 

Sowjetunion 

Verfassungsform und Verfassungswirklichkeit: 

„Nach den ideologischen Vorgaben sollte in der 1922/24 gegründeten und Ende 

1991 untergegangenen Sowjetunion ein sozialistisches und dann kommunistisches 

Gemeinwesen errichtet werden, in dem Staat und Recht absterben sollten. Die tat-

sächliche Entwicklung ist anders verlaufen. Das Recht starb zwar nicht ab, ihm 

wurde aber in Anbetracht des Vorrangs politischer Zweckmäßigkeitserwägungen 

nur eine sekundäre Rolle beigemessen. Seine abgeschwächte Normativität wurde 

im Konzept der ‚sozialistischen Gesetzlichkeit‘ auf den Begriff gebracht, das die 

                                                           
1  Steinberger, Helmut / Giegerich, Thomas: Vereinigte Staaten von Amerika III. Verfassung und 

Recht, in: Görres-Gesellschaft (Hrsg.): Staatslexikon, 7. Aufl., 6. Bd., 1995, S. 377 ff. Fraenkel, 

E.: Das amerikanische Regierungssystem, Köln 1960  

2  Woytinsky, Wladimir S. / Woytinsky, Emma S.: Vereinigte Staaten von Amerika, in: HdSW, 

11. Bd., 1961, S. 29, 60. 
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antithetischen Elemente der Bindungswirkung der Rechtsnormen und der Partei-

lichkeit ihrer Anwendung zugleich propagiert“.3 

„Die äußere Form des Sowjetstaates hat sich seit der 1. Verfassung der RSFSR 

(Russische Sozialistische Föderative Sowjetrepublik) von 1918, die zum Vorbild 

aller späteren Sowjetverfassungen, darunter der ersten Verfassung der UdSSR von 

1923 (bzw. 1924) und der geltenden Unionsverfassung von 1936 geworden ist, nur 

geringfügig gewandelt. 

Die formelle Rechtsverfassung der SU wird durch das Rätesystem bestimmt, 

das massendemokratische und national-föderale Züge aufweist.  

Den ideologischen Ausgangspunkt der Sowjetdemokratie bildet die soziologi-

sche Unterstellung des Arbeiter- und Bauernstaates (Art. l Unionsverfassung von 

1936). Durch den Wandel in der sozialen Struktur der Sowjetunion ist der soziolo-

gischen Rechtfertigung der ‚Diktatur des Proletariats‘ als der unmittelbaren Herr-

schaft der Volksmassen der Boden entzogen worden. Infolge des sozialen Um-

schichtungsprozesses, der maßgeblich durch die planökonomische ‚Revolution von 

oben‘ bewirkt wurde, ist die als ‚Zwischenschicht‘ bezeichnete ‚neue Intelligenz‘ 

zur führenden sozialen Klasse aufgestiegen. Die proletarische ‚Übergangsdiktatur‘ 

hat sich zur stationären Diktatur der Funktionäre (‚Apparatschiki‘) gewandelt. Die 

bolschewistische Partei, deren Satzung das Kernstück der materiellen Rechtsver-

fassung der Sowjetunion bildet, ist in immer stärkerem Maße zur Partei der Funk-

tionärsklasse geworden. […] 

Partei und Staatspolizei sind als die beiden Hauptträger des diktatorischen Re-

gimes anzusehen. Sowjetwehrmacht, Sowjetexekutive und Wirtschaftsverwaltung 

weisen ein geringeres politisches Gewicht auf. Erst recht gilt dies für die Sowjetle-

gislative, die Sowjetgewerkschaften und sonstige Massenorganisationen“.4 

Staatsaufbau und Staatswillensbildung. „Die Partei: Die Kommunistische Par-

tei der Sowjetunion (KPdSU), die bis zum 19. Parteikongreß im Oktober 1952 in 

Klammern den Zusatz ‚Bolschewisten‘ trug, ist aus der 1898 begründeten Sozial-

demokratischen Arbeiterpartei Rußlands (SDAPR) hervorgegangen. Auf ihrem 

zweiten Kongreß, 1903 in Brüssel und London, spaltete sich die Partei in zwei Rich-

tungen: die radikalen Bolschewisten (‚Mehrheitler‘) und die gemäßigteren Men-

schewisten (‚Minderheitler‘. Auf dem 7. Parteikongreß (1918) wurde die Sozialde-

mokratische Arbeiterpartei Rußlands (Bolschewisten) in Kommunistische Partei 

Rußlands (Bolschewisten) umbenannt, aus der auf dem 14. Parteikongreß (1925) 

die Kommunistische Partei der Sowjetunion (Bolschewisten) hervorging. Die Sat-

zung der KPdSU(B) von 1925 ist 1934, 1939 und 1952 geändert und neu gefaßt 

worden. Gemäß Art. 126 der Unionsverfassung bildet die KPdSU den lenkenden 

Kern sowohl des Staates als auch sämtlicher gesellschaftlicher Organisationen. In 

der Verfassungswirklichkeit kommt der Partei trotz ihres Vorranges gegenüber den 

                                                           
3  Brunner, Georg: Sowjetunion. III. Verfassung, Recht, Verwaltung, in: Görres-Gesellschaft 

(Hrsg.): Staatslexikon, 7. Aufl., 6. Bd., 1995, S. 317. 

4  Meissner, Boris: Sowjetunion (II) Verfassung (1) Politische Verfassung, in: HdSW, 9. Bd., 

1956, S. 321 ff. 
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anderen Institutionen nicht das alleinige Machtmonopol zu. Träger der letzten Ent-

scheidungsgewalt und damit der Souveränität im Staate ist nicht die Gesamtpartei, 

sondern die Spitze ihrer Exekutivorgane, die sich als autokratische Staatsführung 

institutionalisiert und ihre Schlüsselstellung, die auf der Kontrolle mehrerer gleich-

wertiger Machtquellen beruht, durch ein Gleichgewicht der Kräfte gesichert hat. 

Bei der Parteikontrolle ist die 1934 aus der Zentralen Kontroll-Kommission 

(ZKK) hervorgegangene Kommission für Parteikontrolle in ein Komitee für Partei-

kontrolle (KPK) umgewandelt und mit weitgehenden Befugnissen ausgestattet wor-

den. Die Zentrale Revisions-Kommission (ZRK) hat ihre bisherige Stellung beibe-

halten. 

Die Sowjetlegislative, die mit ihren umfangreichen Vertretungskörperschaften 

das äußere Bild des Sowjetstaates bestimmt, besitzt dekorativen Charakter. Die 

Sowjetexekutive, die den Staatsapparat im engeren Sinn bildet, erfüllt dagegen im 

Mechanismus der stationären Diktatur teilweise sehr wesentliche Funktionen. 

Wenn die Sowjets auch durch die Partei gelenkt und kontrolliert werden, so hat 

doch die Bedeutung der Sowjetexekutive im Verhältnis zur Parteiexekutive in der 

Nachkriegszeit allgemein zugenommen. 

Da die Unionsverfassung auf dem Prinzip der Gewaltenvereinigung beruht, ist 

nicht nur die Legislative, sondern auch die Justiz, an deren Spitze der Oberste Ge-

richtshof der UdSSR steht, weitgehend der Sowjetexekutive untergeordnet. Die 

Rechtsprechung ist nicht nur von den Weisungen des Justizministeriums abhängig, 

sondern untersteht auch der unmittelbaren Kontrolle durch die Staatsanwaltschaft. 

Der Generalstaatsanwalt der UdSSR, der auf 7 Jahre ernannt wird, übt als Hüter 

der ‚sozialistischen Gesetzlichkeit‘ die Aufsicht über die Einhaltung der Gesetze 

und Verordnungen in erster Linie unter den Gesichtspunkten der politischen 

Zweckmäßigkeit und nicht nur der Gesetzmäßigkeit aus. Eine Verwaltungsge-

richtsbarkeit ist der SU unbekannt, dafür wird die Strafgerichtsbarkeit in weitge-

hendem Maß durch die Staatspolizei auf dem Verwaltungswege ausgeübt. Der Po-

lizei und nicht der Justiz untersteht seit 1934 das Gefängniswesen (einschließlich 

der Zwangsarbeitslager) und damit der gesamte Strafvollzug. 

Recht und Gerichtsverfassung. Die Gesetzgebung der Sowjetregierung behan-

delte naturgemäß zunächst nur Einzelfragen: ihre Kodifizierung erfolgte zuerst am 

17.10.1918 für das Familienrecht und am 28. 11. desselben Jahres für das Arbeits-

recht: am 12.12.1919 wurden ‚Allgemeine Grundsätze des Strafrechts‘ (entspre-

chend dem Allgemeinen Teil eines Strafgesetzbuches – über die Zweckmäßigkeit 

eines Besonderen Teils gab es damals noch Meinungsverschiedenheiten unter den 

Sowjetjuristen) veröffentlicht. 

Bei Gelegenheit der Abfassung des Bürgerlichen Gesetzbuches betonte Lenin, 

daß es ‚in ökonomischen Dingen nur öffentliches, kein Privatrecht geben kann‘.  

Gerichtsverfassung: Es gibt ein einheitliches Gerichtssystem, das für alle Zivil- 

und Strafrechtsfälle kompetent ist, obzwar nur im Volksgerichtshof (dem Gericht 

der ersten Instanz) der Richter mit seinen Beisitzern alle Fälle behandelt. 

Strafrecht: Die Kodifikationen des Sowjetstrafrechts waren beherrscht von der 

Kombination einer sehr milden Behandlung des gewöhnlichen Rechtsbrechers 

(dessen Vergehen als ein Produkt der früheren Gesellschaftsordnung und dessen 
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Umerziehung als eine relativ leichte Aufgabe angesehen wurde) mit (durch das Be-

stehen einer Sondergerichtsbarkeit noch verschärfter) äußerster Härte gegen den 

Feind des Regimes oder den seine Amtsgewalt mißbrauchenden Beamten“.5 

„Das politische System verwandelte sich unter Gorbatschow aus einer totalitä-

ren Einparteidiktatur zu einem autoritären System mit zunehmenden politischen 

Pluralismus und diffusen Strukturen. Der Übergang zu einer funktionsfähigen De-

mokratie wurde wegen der Rückständigkeit der politischen Kultur, des Widerstan-

des der reaktionären Kräfte, der Unentschlossenheit Gorbatschows und der unbe-

wältigten Nationalitätenprobleme des Vielvölkerstaates nicht vollzogen“.6 

2.  Das von der Sowjetunion geführte sozialistische Lager 

2.1.  Stalins aggressive Strategie der dritten Etappe der sowjetischen Expansion 

Die Strategie der Ausspielung der „imperialistischen Gegensätze durch die Au-

ßenpolitik erreichte ihren Höhepunkt in der Schließung des Nichtangriffspakts mit 

Hitler am 23. August 1939. Mit diesem Pakt glaubte Stalin, zwei für die damalige 

Zeit wichtige Ziele seiner Politik verwirklichen zu können: a) grünes Licht für die 

Aggression der deutschen Wehrmacht im Westen zu geben und so die ‚imperialis-

tischen Mächte‘ – Frankreich, England und Deutschland – an der Westfront ausblu-

ten zu lassen und b) als Entgelt für die sowjetische Nichteinmischung in den Krieg 

die Billigung der Erweiterung der sowjetischen Herrschaft auf Moldawien (Bessa-

rabien), Ostpolen, Litauen, Lettland, Estland von Hitler zu erhalten. 1940 konnte 

Stalin diese Länder einverleiben. Nur die Eroberung von Finnland erlitt ein 

schmachvolles Fiasko. Das kleine finnische Volk wies die sowjetische Aggression 

heroisch zurück. 

Der Hitler-Stalin-Pakt markierte den Übergang der sowjetischen Politik zu der 

zweiten, diesmal großangelegten sowjetischen Expansion in Osteuropa. Somit wur-

den Keime in den künftigen Zusammenbruch des sowjetischen Systems und des 

militanten Sozialismus gelegt. Die Zeitbombe begann für die Sowjetunion zu ti-

cken. 

Dieser Pakt verdeutlichte auch eine enge Verflechtung der messianischen kom-

munistischen Ziele der sowjetischen Außenpolitik mit den hegemonialen Groß-

machtambitionen der führenden Elite der Sowjetunion. Man konnte kaum unter-

scheiden, wo die ‚klassenmäßigen‘ Ziele Moskaus endeten und wo seine nationalen 

Interessen begannen. Die Parole lautete: was der Sowjetunion zugutekommt, ist 

auch für die kommunistische Weltbewegung vorteilhaft. Moskau verwandelte sich 

zum Hüter und Förderer der kommunistischen Parteien in westlichen Ländern und 

betrachtete sich als Basis für die Ausweitung des kommunistischen Systems. 

                                                           
5  Schlessinger, Rudolf: Ebd., S. 324-328. 

6  Brunner, Georg: Sowjetunion III, S. 317. 
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Die Einverleibung der Länder Osteuropas, die gemäß dem Zusatzprotokoll zum 

Hitler-Stalin-Pakt der Sowjetunion abzutreten waren, sah in den Augen des Wes-

tens als nichts anderes aus als die Erweiterung der Herrschaftssphäre Moskaus. Das 

barg in sich eine Herausforderung an andere Großmächte und Weltmächte und die 

Gefahr einer zukünftigen Konfrontation mit ihnen“.7 

Die dritte Etappe der aggressiven sowjetischen Expansion begann 1945 nach 

dem Ende des Zweiten Weltkriegs. „Sie erstreckte sich nicht nur auf Europa, son-

dern auch auf andere Regionen der Welt. In den Jahren 1945-1948 erzwang die 

sowjetische Führung die Herrschaft in Mittel- und Osteuropa: in Polen, Ostdeutsch-

land, der Tschechoslowakei, Ungarn, Rumänien, Albanien und Bulgarien. 

Bezeichnend für die europäische Geschichte nach1945 war die Sowjetisierung 

des östlichen Teils und die Atlantisierung (Amerikanisierung) des westlichen Teils 

Europas sowie die Entstehung und die Vertiefung der Unvereinbarkeit ihrer politi-

schen, wirtschaftlichen und sozialen Strukturen. Im Westen herrschten die bürger-

liche Demokratie und eine freie, sozial orientierte Marktwirtschaft, im Osten die 

kommunistischen totalitären Regime und die Staatsplanwirtschaft. 

Die Konfrontation mit den weit überlegenen Kräften des Westens, die Aufrüs-

tung, die Notwendigkeit, die sowjetische Herrschaftssphäre in Osteuropa politisch, 

militärisch, wirtschaftlich und propagandistisch abzusichern – all das, vermehrt 

durch das ineffiziente, inflexible sowjetische Wirtschaftssystem, hat der Sowjet-

union eine unerträgliche politische und wirtschaftliche Last aufgebürdet und von 

der Lösung wichtigerer Aufgaben der Innenpolitik abgelenkt. 

Die Politik der sowjetischen Führung gegenüber den Ländern Osteuropas hat 

sich im Laufe der Zeit modifiziert. Das Anfangsstadium der Errichtung der kom-

munistischen Regime in dieser Region von 1945 bis 1948 (der sogenannten Volks-

demokratien) war durch gewaltsame Methoden, durch die Übertragung der stalinis-

tischen Repressalien und Säuberungen auf dem Boden der ostmitteleuropäischen 

Länder, die Umstürze der bürgerlichen Regierung und die Durchdringung der 

Staatsapparate dieser Länder mit moskautreuen Kadern, besonders in Verteidi-

gungs- und Innenministerien, in Massenmedien und im Finanzwesen gekennzeich-

net“.8 

Zur Frage des Zerfalls des einheitlichen Weltmarktes und der Vertiefung der 

Krise des kapitalistischen Weltsystems führte Stalin 1952 aus: 

„Als wichtigstes ökonomisches Ergebnis des zweiten Weltkrieges und seiner 

wirtschaftlichen Folgen muß der Zerfall des einheitlichen, allumfassenden Welt-

marktes betrachtet werden. Dieser Umstand bedingt die weitere Vertiefung der all-

gemeinen Krise des kapitalistischen Weltsystems. 

Der zweite Weltkrieg selbst ist durch diese Krise hervorgebracht worden. Jede 

der zwei kapitalistischen Koalitionen, die sich während des Krieges ineinander ver-

bissen hatten, rechnete darauf, den Gegner zu schlagen und die Weltherrschaft zu 

                                                           
7  Daschitschew, Wjatscheslaw: Moskaus Griff nach der Weltmacht. Die bitteren Früchte hege-

monialer Politik, Hamburg / Berlin / Bonn 2002, S. 42 f. 

8  Ebd., S. 42. 
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erlangen. Darin suchten sie den Ausweg aus der Krise. Die Vereinigten Staaten von 

Amerika rechneten darauf, ihre gefährlichsten Konkurrenten, Deutschland und Ja-

pan, auszuschalten, die ausländischen Märkte sowie die Weltrohstoffressourcen an 

sich zu reißen und die Weltherrschaft zu erlangen. 

Der Krieg hat diese Hoffnung jedoch nicht erfüllt. Zwar wurden Deutschland 

und Japan als Konkurrenten der drei wichtigsten kapitalistischen Länder, der USA, 

Englands, Frankreichs, ausgeschaltet. Aber zugleich fielen China und in Europa die 

anderen volksdemokratischen Länder vom kapitalistischen System ab und bildeten 

zusammen mit der Sowjetunion das einheitliche und mächtige sozialistische Lager, 

das dem Lager des Kapitalismus gegenübersteht. Das ökonomische Ergebnis der 

Existenz der zwei gegensätzlichen Lager ist, daß der einheitliche, allumfassende 

Weltmarkt zerfallen ist und wir infolgedessen jetzt zwei parallele Weltmärkte ha-

ben, die ebenfalls einander gegenüberstehen“.9 

„Bis zum Tode Stalins 1953 wurden die Beziehungen der Sowjetunion zu den 

ostmitteleuropäischen Ländern nach den Parteiprinzipien des ‚demokratischen 

Zentralismus‘ unter dem Deckmantel des ‚proletarischen Internationalismus‘ ge-

staltet. In Wirklichkeit bedeutete dies die vollständige Unterwerfung dieser Länder 

unter den Willen Moskaus (mit Ausnahme von Titos Jugoslawien und später Alba-

niens von Enver Hodsha). 

Unter Chruschtschow (1953-1964) kam es zu vagen Versuchen einer allmähli-

chen Liberalisierung dieser Beziehungen. Dieser Prozeß wurde nach dem Aufstand 

in Budapest 1956 unterbrochen. In der Breschnew-Ära (1965-1982) kam es zu einer 

neuen Verhärtung der sowjetischen Politik gegenüber den ostmitteleuropäischen 

Ländern. Der Warschauer Vertrag und der Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe 

wurden von Moskau bis in die Ära von Gorbatschow zentralistisch gelenkt. 

Das Streben der oppositionellen politischen Kreise und der breiten Schichten 

der Bevölkerung ostmitteleuropäischer Länder, sich von der sowjetischen Bevor-

mundung und von der sowjetischen Dominanz zu befreien, wurde brutal niederge-

schlagen (der Aufstand der Berliner Arbeiter am 17. Juni 1953, die Ungarische Re-

volution 1956, der Prager Frühling 1968). 

Die Herrschaft der Sowjetunion und ihr Sendungsbewußtsein stießen auf wach-

senden Widerstand und die Eigenwilligkeit der regierenden Kreise der sozialisti-

schen Länder, vor allem Jugoslawien, Albanien, Polen, Rumänien, Nordkorea so-

wie China. Die Gegensätze zwischen der sowjetischen und der chinesischen Füh-

rung gipfelte 1961 in einem offenen militärischen Konflikt. 

Die hegemonialen Ansprüche des Kremls, die in der während des Prager Früh-

lings verkündeten ‚Breschnew-Doktrin‘ der ‚eingeschränkten Souveränität‘ ihren 

Niederschlag fanden, erlaubten nicht, harmonische, partnerschaftliche Beziehun-

gen zwischen den sozialistischen Ländern zu gestalten. Sie versperrten den Weg 

zur Reformation der politischen und wirtschaftlichen Systeme der Länder Ostmit-

teleuropas. 

                                                           
9  Stalin, J.: Ökonomische Probleme des Sozialismus in der UdSSR, Berlin (-Ost) 1952, S. 31. 


